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„Unsere Regierung hat uns mit dem Ruf nach einem schweren nationalen Notstand in einem 
ständigen Zustand der Angst gehalten - in einem ständigen Ansturm patriotischer Inbrunst 
gehalten.“ Es gab schon immer ein schreckliches Übel im eigenen Land oder eine monströse 
ausländische Macht, die uns verschlingen würde, wenn wir uns nicht blind hinter sie stellen und die 
geforderten exorbitanten Gelder bereitstellen würden. Doch im Nachhinein scheinen diese 
Katastrophen nie passiert zu sein, sie scheinen nie ganz real gewesen zu sein.“ 

—General Douglas Mac Arthur [1] 


Vier Jahrzehnte lang führte die Regierung der Vereinigten Staaten den Kalten Krieg. Dies führte zu 
massiven Veränderungen in der Ressourcenverteilung, mit Auswirkungen auf viele Dimensionen 
der Wirtschaftsleistung des Landes. Trotz allem, was Ökonomen, Historiker, Politikwissenschaftler 
und andere über die Wirtschaft des Kalten Krieges geschrieben haben, haben Wirtschaftshistoriker 
ihr als solche kaum Beachtung geschenkt. In den meisten Lehrbüchern wird dieser Diskussion, 
wenn überhaupt, kaum Raum gewidmet. [2] Da es nun als eigenständige Phase der US- 
Wirtschaftsgeschichte betrachtet werden kann, ist eine analytische Untersuchung angebracht. 


Im ersten Teil des Aufsatzes stelle ich eine solche Umfrage in Form einer statistischen Anatomie 
vor, begleitet von einer kurzen Darstellung der damit verbundenen politischen und militärischen 
Ereignisse. Ich beschäftige mich mit der Größenordnung der Verteidigungsausgaben, sowohl 
absolut als auch relativ zum Sozialprodukt, sowie mit den Trends und Zyklen dieser 
Größenordnungen. Als nächstes untersuche ich die Opportunitätskosten und identifiziere, wie 
Veränderungen im militärischen Anteil am Sozialprodukt mit Veränderungen im privaten Anteil 
oder im staatlichen nichtmilitärischen Anteil zusammenhängen, und zwar sowohl von Jahr zu Jahr 
als auch im Verlauf verschiedener Perioden militärischer Auf- und Abbaumaßnahmen. 
Abschließend überlege ich, wie die Wirtschaftsleistung des Kalten Krieges aussieht, wenn wir die 
Messung des Sozialprodukts nach Maßstäben überdenken, die ich unter anderem für vertretbarer 
halte als die orthodoxen. 


Im zweiten Teil des Aufsatzes wende ich mich expliziter Fragen der politischen Ökonomie zu. Die 
Wirtschaft des Kalten Krieges entstand aus der Ressourcenzuteilung durch die Regierung. Aber im 
Kontext der amerikanischen politischen Institutionen kann das Handeln der Regierung nicht 
vollständig verstanden werden, ohne die Präferenzen der Öffentlichkeit und die Politik, die die 
Herrscher und die Beherrschten verband. Nach dem Zweiten Weltkrieg 

Amerikanische Militärangelegenheiten — die Vorbereitung auf den Krieg sowie die tatsächliche 
Beteiligung daran — führten zu charakteristischen politischen Prozessen. Bei der Analyse dieser 
Prozesse konzentriere ich mich auf Information und Ideologie. 

Wer wusste was und wer glaubte was über die Anforderungen und Fähigkeiten der 
Landesverteidigung? Wie wurden die vorhandenen Informationen in den politischen Prozessen 
genutzt, die die breite gesellschaftliche Ressourcenallokation bestimmten? Wie stabil waren die 
öffentlichen Präferenzen und was führte dazu, dass sie sich dabei veränderten? Wie wurden 
Konflikte zwischen der nationalen Sicherheitselite und der Öffentlichkeit gelöst? 


EINE STATISTISCHE ANATOMIE DER WIRTSCHAFT DES KALTEN KRIEGES 
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Leistungsbeschreibung 


Um zu untersuchen, wie sich die Kosten der militärischen Aktivitäten des Kalten Krieges zwischen 
dem Privatsektor und dem nichtmilitärischen Sektor der Regierung verteilten, erweitere ich die 
bekannte Metapher „Waffen gegen Butter“ ein wenig und unterteile das Bruttosozialprodukt in drei 
erschöpfende Klassen: staatliche Militärkäufe, bezeichnet von G-M; alle staatlichen — 
bundesstaatlichen, staatlichen und lokalen - nichtmilitärischen Käufe, gekennzeichnet durch G- 
NM; und alle privaten Käufe, ob für Konsum oder Investitionen (oder Nettoexporte), bezeichnet mit 
P.3 

Diese Kategorisierung ermöglicht es uns, die gesellschaftlichen Opportunitätskosten von 
Militärkäufen sehr umfassend zu betrachten. Zu den militärischen Käufen zählen nur neu 
produzierte Endgüter und Dienstleistungen, die in der Volkseinkommens- und Güterbilanz unter der 
Rubrik „Landesverteidigung“ ausgewiesen sind. Daher untersuche ich zu Beginn der Analyse die 
Aufteilung des gesamten nationalen Produktionsstroms, wie er konventionell gemessen wird. 


Um einen empirischen Bezugsrahmen für die Analyse bereitzustellen, gehe ich davon aus, dass 
Perioden militärischer Mobilisierung durch einen schnellen, ununterbrochenen mehrjährigen 
Anstieg der realen Militärausgaben definiert werden, und Demobilisierungsperioden durch einen 
erheblichen ununterbrochenen mehrjährigen Rückgang der realen Militärausgaben. In den 
Vereinigten Staaten kam es nach 1948 in den Jahren 1950-53, 1965-68 und 1978-87 zu drei 
Mobilisierungen, denen jeweils eine Demobilisierung folgte. 


Eine Erhöhung des Anteils von G-M am BSP kann auf Kosten entweder des Anteils von P oder des 
Anteils von G-NM oder von beiden erfolgen. Der Einfachheit halber verwenden wir die üblichen 
Begriffe und bezeichnen G-M als „Waffen“ und P als „Butter“. G-NM wird „Straßen“ genannt. Man 
kann zwischen „Butteropfer“-Mobilisierungen, wenn der P-Anteil sinkt, und „Straßenopfer“- 
Mobilisierungen, wenn der G-NM-Anteil sinkt, unterscheiden. Demobilisierungen können 
gleichermaßen als „butterverbessernd“ oder „straßenverbessernd“ betrachtet werden. 


Militärausgaben: Beträge und Anteile 


Der Zweite Weltkrieg warf einen enormen Schatten auf die folgenden Jahre in den Vereinigten 
Staaten. Neben den immensen wirtschaftlichen Folgen waren auch die institutionellen und 
verfassungsrechtlichen Hinterlassenschaften des Krieges von großer Bedeutung. [4] Die 
ideologischen Auswirkungen waren enorm. 

Benjamin Page und Robert Shapiro beschreiben in ihrer umfangreichen Untersuchung öffentlicher 
Meinungsdaten den Zweiten Weltkrieg als „den am weitesten verbreiteten Einzeleinfluss auf die 
öffentliche Meinung“ im gesamten Zeitraum seit Mitte der 1930er Jahre. Unter anderem hat es „die 
amerikanische öffentliche Meinung in praktisch allen Aspekten der Außenpolitik verändert.“ [5] In 
der vorherrschenden Sichtweise, die aus dem Krieg hervorging, waren „Isolationismus“ und 
„Appeasement“ wurden völlig diskreditiert. Innerhalb der Bundesregierung erlangte der Präsident 
Macht und Entscheidungsfreiheit, insbesondere in der Außenpolitik — man sprach später von einer 
„imperialen Präsidentschaft“. In dieser Hinsicht wurden wichtige Grundlagen für eine stark 
ausgeweitete amerikanische Rolle im Weltgeschehen gelegt. Doch in der zweiten Hälfte des Jahres 
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1945 und im gesamten Jahr 1946 ließ die rasche Demobilisierung der gewaltigen Kriegsmaschinerie 
Zweifel aufkommen, ob die Vereinigten Staaten über die Mittel verfügen würden, ihre neu 
beschlossenen globalen Ziele zu erreichen. 


Als Höhepunkt der Demobilisierung erreichten die realen Militärausgaben im Kalenderjahr 1947 
mit 10 Milliarden Dollar in aktuellen Dollars ihren Nachkriegstiefstand, was etwa 45 Milliarden 
Dollar in Dollars von 1982 oder 4,3 Prozent des BSP entspricht. (Von nun an werden alle 
Dollarbeträge, sofern nicht anders angegeben, in der Kaufkraft von 1982 ausgedrückt.) [6] Doch 
1947 verschlechterten sich die Beziehungen zur Sowjetunion, insbesondere in den Augen des 
Präsidenten und der Beamten des Außenministeriums und des neu geschaffenen Ministeriums der 
Verteidigung. [7] Bereits Winston Churchill hatte gewarnt, dass ein Eiserner Vorhang zwischen dem 
sowjetisch kontrollierten Europa und dem Westen herabsinke. Für die Menschen auf der Main 
Street hatten jedoch andere Anliegen Vorrang. „Obwohl die Umfragen ein wachsendes Bewusstsein 
für die sowjetische Aggressivität zeigten, waren die meisten Amerikaner immer noch nicht bereit, 
die gefährliche und teure Aufgabe des Widerstands gegen Russland auf sich zu nehmen. Die 
Republikaner hatten im November [1946] die Kontrolle über den Kongress erlangt, indem sie eine 
Rückkehr zur Normalität und nicht eine Übernahme des britischen Imperiums versprachen.“[8] Um 
die Öffentlichkeit und damit den Kongress von der Notwendigkeit zusätzlicher 
Verteidigungsausgaben zur Umsetzung der proklamierten Ziele zu überzeugen Aufgrund der 
Truman-Doktrin zur Eindämmung der kommunistischen Expansion auf der ganzen Welt brauchte 
die Regierung eine sichtbarere Krise. Die 1947 entbrannten Konfrontationen um Griechenland und 
die Türkei konnten nicht die volle Rechtfertigungslast tragen, die erforderlich war. 


Die Ereignisse kamen der Regierung zu Hilfe, als die Kommunisten Anfang 1948 die 
tschechoslowakische Regierung übernahmen. Auch Generalleutnant Lucius Clay, Militärgouverneur 
der US-Zone in Deutschland, trug dazu bei, Kriegsangst zu schüren, indem er ein Telegramm 
verschickte, das später veröffentlicht wurde: Warnung, dass ein Krieg zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion „mit dramatischer Plötzlichkeit“ ausbrechen könnte. 

Im März forderte Präsident Truman eine zusätzliche Mittelausstattung für die Verteidigung in Höhe 
von mehr als 3 Milliarden US-Dollar (derzeitige US-Dollar), die der Kongress schnell genehmigte. 
[9] 

Truman hoffte auf eine umfassende Reaktion der Bürger auf seine Wiederwahl und hielt eine 
wichtige Rede, in der er die Gefahr eines Krieges mit den Sowjets betonte. Er prangerte ihr 
„rücksichtsloses Vorgehen“ und ihre „klare Absicht“ an, Europa zu dominieren. [10] 


Mit diesen Ereignissen hatte definitiv der Kalte Krieg begonnen. Der Kongress genehmigte 
Verteidigungsmittel für das Haushaltsjahr 1949, die etwa 20 Prozent höher waren als die für das 
Haushaltsjahr 1948. [11] 

Die Berlin-Krise, die Mitte 1948 begann, die kommunistische Eroberung Chinas, der sowjetische 
Atomtest und die Gründung der NATO im Jahr 1949 sowie der Ausbruch des Koreakrieges Mitte 
1950 sorgten dafür, dass es zu Rivalitäten und Konfrontationen zwischen den Supermächten kam 
Der sogenannte Kalte Krieg — ein Zustand des chronischen nationalen Ausnahmezustands und der 
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anhaltenden militärischen Bereitschaft ohne Beispiel in der amerikanischen Geschichte — blieb für 
die nächsten vier Jahrzehnte die vorherrschende Realität der US-amerikanischen Außen- und 
Verteidigungspolitik und endete erst mit dem Zerfall des Ostblocks dann die Sowjetunion selbst in 
den Jahren 1990 und 1991. 


Ungeachtet des starken Anstiegs der realen Militärkäufe im Kalenderjahr 1949 begann die erste 
schnelle mehrjährige Mobilisierung in der Ära des Kalten Krieges erst nach Ausbruch des 
Koreakrieges. (Abbildung 1) Zuvor waren Regierungsbeamte auf heftigen Widerstand des 
Kongresses gestoßen, als sie ihre Bitten um eine erhebliche Aufstockung, nach dem Vorbild von 
NSC-68, einem bahnbrechenden Dokument vom April 1950, forderten. Die Autoren dieses internen 
Regierungsberichts vertraten eine manichäische Sicht auf Amerika Rivalität mit der Sowjetunion, 
befürwortete eine dauerhafte Rolle der Vereinigten Staaten als Weltpolizist und stellte sich US- 
Militärausgaben in Höhe von vielleicht 20 Prozent des BSP vor. [12] 

Eine Zustimmung des Kongresses zu den empfohlenen Maßnahmen schien jedoch ohne Krise 
höchst unwahrscheinlich. Im Jahr 1950 „erwies sich die Befürchtung, dass [die nordkoreanische] 
Invasion nur der erste Schritt einer umfassenden Offensive der Sowjets war, als äußerst nützlich, 
wenn es darum ging, den Kongress davon zu überzeugen, den Verteidigungshaushalt zu erhöhen.“ 
Wie Außenminister Dean Acheson anschließend sagte: „Korea hat uns gerettet.“ [13] 

Die Aufrüstung erreichte 1953 ihren Höhepunkt, als die festgefahrenen Kriegführenden in Korea 
einem Waffenstillstand zustimmten. 


Die anschließende Demobilisierung dauerte nur zwei Jahre, so dass die jährlichen 
Verteidigungsausgaben im nächsten Jahrzehnt fast dreimal so hoch waren wie in den späten 1940er 
Jahren. (Abbildung 1) 

Im Zeitraum 1947-1950 überstiegen die realen jährlichen Militärausgaben nie 60 Milliarden US- 
Dollar; Nach 1952 fiel es nie unter 143 Milliarden US-Dollar und lag in der Regel wesentlich höher 
(der Durchschnitt für 1956-1965 lag bei 168 US-Dollar). 

Samuel Huntington, ein führender Kenner der US-Verteidigungspolitik, spekulierte, dass „ohne den 
Krieg der Anstieg wahrscheinlich etwa so groß gewesen wäre wie der von 1948-1949“, also 20 
Prozent statt fast 200 Prozent. [14] 
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Im Zeitraum 1955-1965 wurde die US-Militärpolitik grundlegend umgestaltet. Erstens legte der 
New Look der Eisenhower-Regierung großen Wert auf massive nukleare Vergeltung durch die 
Langstreckenbomber und Interkontinentalraketen des Strategic Air Command; Dann zielte der Plan 
der Kennedy-Regierung auf eine flexible nukleare Reaktion, Aufstandsbekämpfung und auf 
begrenzte Kriege zugeschnittene Streitkräfte. Diese Veränderungen hatten jedoch nur geringe 
Auswirkungen auf die gesamten Verteidigungsausgaben, die zwischen 143 und 163 Milliarden US- 
Dollar schwankten. Eine vielgepriesene Aufstockung nach JFKs Amtsantritt erhöhte die Ausgaben 
zwischen 1960 und 1962 um 11 Prozent, aber der Rückgang in den nächsten drei Jahren führte 
dazu, dass die tatsächlichen Ausgaben von 1965 unter den Betrag von 1957 lagen. Weil die 
Aufstockung unter Kennedy so kurz und so gering war , und so vorübergehend, dass ich sie nicht in 
dieselbe Kategorie wie die drei oben genannten Mobilisierungen gehöre. 


Nach 1965 führten die Vorbereitungen für den Vietnamkrieg dazu, dass die realen Rüstungskäufe 
1968 mit einem Anstieg um mehr als ein Drittel ihren Höhepunkt erreichten. 

Die anschließende Demobilisierung lässt sich schwerer mit Sicherheit datieren. Ich schätze die 
Fertigstellung auf das Jahr 1971, als der Militäranteil am BSP unter den Vormobilisierungsanteil 
von 1965 gefallen war. (Abbildung 2) Nachdem sich die realen Militärausgaben 1972 stabil 
gehalten hatten, sanken sie jedoch weiter, bis sie 1976 ihren Tiefpunkt erreichten. (Der G-M-Anteil 
am BSP erreichte 1978 seinen Tiefpunkt.) Trotz dieser Wiederaufnahme des Rückgangs, der 
erstmals nach 1968 begann, wäre es ungerechtfertigt, den Rückgang zwischen 1972 und 1976 als 
Teil der Demobilisierung im Vietnamkrieg zu bezeichnen. [15] 
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Obwohl diese letzte Phase des Niedergangs sicherlich zum Teil Ernüchterungen widerspiegelte und 
Aufgrund der durch die Vietnam-Erfahrung hervorgerufenen Überzeugungen galt es eher für das 
militärische Establishment im Allgemeinen, insbesondere für die Beschaffungskonten, als für 
Streitkräfte in Südostasien oder für die Unterstützung militärischer Aktionen in Südostasien. [16] 
Im Januar 1973, als nur noch 30.000 US-Militärangehörige in Vietnam verblieben waren, beendete 
die Nixon-Regierung den Wehrdienst und das Pariser Friedensabkommen sah den Abzug aller 
verbleibenden US-Streitkräfte aus Vietnam vor. [17] 

Der Großteil der militärischen Kürzungen zwischen 1972 und 1976 spiegelte eher die Abneigung 
der Öffentlichkeit und des Kongresses gegen den Militarismus und den Kalten Krieg wider, wie 
beispielsweise die Verabschiedung der War Powers Resolution im Jahr 1973 und des National 
Emergencies Act im Jahr 1976 zeigten, als die damit verbundenen Einsparungen die Reduzierung 
und schließliche Einstellung des US-Engagements im Vietnamkrieg. 
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Schließlich ist der Carter-Reagan-Aufbau nach 1978 in den Ausgabendaten offensichtlich. 
(Abbildung 1) Zwischen 1978 und 1980 stiegen die realen Militärausgaben um 15,7 Milliarden US- 
Dollar oder 10,4 Prozent; zwischen 1980 und 1987 um 84,4 Milliarden US-Dollar oder 50,7 
Prozent. Im gesamten neunjährigen Aufbau stiegen die jährlichen Ausgaben um 100,1 Milliarden 
US-Dollar oder 66,4 Prozent. (Denken Sie daran, dass diese Zahlen in Dollar von 1982 ausgedrückt 
sind.) 

Da dieser enorme Anstieg der Militärausgaben nicht mit einem großen Schießereikrieg in 
Verbindung gebracht wurde, gab es in der amerikanischen Geschichte keinen Präzedenzfall. 
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Bevor man fortfährt, sollte man zwei wichtige Punkte beachten. Zunächst habe ich die Daten zu den 
realen Militärausgaben berechnet, indem ich die Nominal-Dollar-Verteidigungskäufe mit dem BSP- 
Deflator deflationiert habe. (Alle Daten beziehen sich auf Kalenderjahre, nicht auf Finanzjahre.) 
Mit diesem Verfahren lässt sich zwar nicht behaupten, dass die resultierende Reihe der realen 
Ausgaben das Wachstum der realen „Verteidigungsmenge“ genau wiedergibt — was auch immer das 
bedeuten mag -, aber es ermöglicht eine Annäherung die Opportunitätskosten der Militärausgaben 
im Hinblick auf die entgangene tatsächliche nichtmilitärische Produktion. [18] 

Zweitens dienen die hier analysierten Militärausgaben dem Kauf neu produzierter Güter und 
Dienstleistungen, einschließlich ausländischer Militärhilfe. Diese Komponente der 
Volkseinkommens- und Produktkonten ist nicht dasselbe wie die Haushaltsausgaben des 
Verteidigungsministeriums, zu denen erhebliche Beträge für Transferzahlungen wie 
Militärruhegelder und Landkäufe gehören. Einige Rüstungskäufe stammen auch aus anderen 
Bundesministerien, beispielsweise dem Energieministerium (früher Atomic Energy Commission), 
das Waren und Dienstleistungen zur Herstellung von Kernreaktoren und Sprengköpfen für die 
Streitkräfte kauft. [19] 


Während der gesamten Zeit des Kalten Krieges von 1948 bis 1989 summierten sich die realen 
Militärkäufe auf insgesamt 7.051 Milliarden US-Dollar — das entspricht fast 10 Billionen US-Dollar 
in Dollar von 1992 — und durchschnittlich 168 Milliarden US-Dollar pro Jahr. 

Offensichtlich gab es erhebliche Schwankungen: Die Standardabweichung betrug 44,6 Milliarden 
US-Dollar. Der Trend war leicht steigend. Eine an die Daten angepasste Trendgleichung zeigt, dass 
die Rüstungskäufe tendenziell um durchschnittlich 2,6 Milliarden US-Dollar pro Jahr steigen. 


Von 1948 bis 1989 stieg das reale BSP durchschnittlich um 3,1 Prozent pro Jahr. (Diese Rate und 
andere in diesem Absatz angegebene Werte wurden anhand einer linearen Regression des 
Logarithmus der Variablen über die Zeit berechnet.) Die durchschnittlichen Wachstumsraten der 
Komponentenanteile des realen BSP waren wie folgt: reale private Ausgaben: 3,0 pro Jahr; reale 
nichtmilitärische Staatsausgaben: 4,5 Prozent pro Jahr; und reale Militärausgaben: 1,9 Prozent pro 
Jahr. Während also die privaten Ausgaben, der bei weitem größte Bestandteil des BSP, ihren Anteil 
an der Gesamtsumme nahezu beibehielten, stieg der Anteil der G-NM tendenziell an, während der 
Anteil der G-M tendenziell abnahm. 


Wenn man sich jedoch auf die langfristigen Trends der Anteile konzentriert, übersieht man die 
abrupten Veränderungen zu Beginn des Zeitraums: Der Anteil von G-M sprang von 5,0 im Jahr 
1950 auf 13,1 Prozent im Jahr 1952 und 13,2 Prozent im Jahr 1953, woraufhin ein allmählicher 
Abwärtstrend einsetzte ist klar (Abbildung 2); der Privatanteil hingegen sank von 86,5 Prozent im 
Jahr 1950 auf 77,7 Prozent im Jahr 1953, erholte sich 1955 auf 81,5 Prozent (ein nie wieder 
erreichter Privatanteil) und pendelte sich dann langfristig bei etwa 80 Prozent ein. Kurz gesagt, man 
stellt fest, dass die Zusammensetzung der realen Produktion, wie sie konventionell gemessen wird, 
in den frühen 1950er-Jahren eine dauerhafte, einmalige Verschiebung durchgemacht hat, als der 
private Anteil etwa sechs Prozentpunkte verlor, zunächst auf Kosten eines abrupten Anstiegs von 
der militärische Anteil der Regierung, und dann ein allmählicher langfristiger Anstieg des 
nichtmilitärischen Anteils der Regierung (auf Bundes-, Landes- und lokaler Ebene), der bis Mitte 
der 1970er Jahre einen Aufwärtstrend verzeichnete und sich dann bei etwa 14 Prozent einpendelte 
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(Abbildung 2). 


Tabelle 1 zeigt, dass die eigene Beschreibung der BSP-Anteile während des Kalten Krieges in 
mancher Hinsicht stark davon abhängt, ob man die Jahre 1948-1950 in den langen Zeitraum 

einbezieht oder nicht. Ohne diese drei Jahre zeigt der private Anteil keine langfristige Tendenz zum 
Rückgang und seine Standardabweichung ist viel geringer; der Militäranteil sinkt deutlich schneller, 
wobei die Jahreszahlen deutlich weniger von der Trendlinie abweichen. Für die Beschreibung 
langfristiger Veränderungen des G-NM-Anteils spielt es dagegen kaum eine Rolle, ob man die Jahre 
1948-1950 einbezieht oder ausschließt. Als stilisierte Beschreibung der Aktien des Kalten Krieges 
kommt man der Wahrheit wie folgt nahe: P-Anteil = 80 Prozent; G-M-Anteil = 7,6 Prozent; G-NM- 


Anteil = 12,4 Prozent. 


TABLE 1 


GNP Share Characteristics for Two Long Periods 


1948-1989 1951-1989 
Private share 
Mean 0.803 0.798 
Standard deviation 0.020 0.010 
Trend change per decade -0.006 0.001 
R? of trend equation 0.121 0.007 
Government military share 
Mean 0.075 0.077 
Standard deviation 0.022 0.022 
Trend change per decade -0.010 -0.016 
R? of trend equation 0.332 0.733 
Government nonmilitary share 

Mean 0.122 0.125 
Standard deviation 0.022 0.021 
Trend change per decade 0.016 0.016 
R’ of trend equation 0.780 0.736 
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Wenn man im Jahr 1948 beginnt, besteht die langfristige Tendenz darin, dass der G-NM-Anteil auf 
Kosten sowohl des privaten als auch des militärischen Anteils zunimmt, wobei der militärische 
Anteil fast zwei Drittel der Verschiebung ausmacht. (Da die drei Anteile das gesamte BSP 
ausschöpfen, müssen sich ihre Trendänderungsraten zu Null addieren, was — abgesehen von 
Rundungsfehlern - in Tabelle 1 der Fall ist.) Wenn man die Jahre 1948-1950 aus der langfristigen 
Betrachtung ausschließt, stellt man fest, dass die langfristige Die langfristige Tendenz bestand darin, 
dass der G-NM-Anteil ausschließlich auf Kosten des militärischen Anteils zunahm, da der private 
Anteil über den langen Zeitraum 1951-1989 annähernd konstant blieb. Wenn also die Vereinigten 
Staaten während des Kalten Krieges gleichzeitig ein Kriegsstaat und ein Wohlfahrtsstaat waren, ist 
es klar, dass der Wohlfahrtsteil nach dem ersten militärischen Aufschwung in den frühen 1950er 
Jahren viel stärker zunahm als der Kriegsteil. [20] 


Angesichts der übergreifenden Trends kann man sich fragen, ob die Erhöhung des G-M-Anteils 
während militärischer Mobilisierungen auf Kosten der G-NM- oder P-Anteile erfolgte. Die Antwort 
ist klar. Es gab überhaupt keine systematische Tendenz, dass der G-NM-Anteil fiel, während der G- 
M-Anteil während der Mobilisierungen stieg. Tatsächlich war es während der militärischen 
Aufrüstung wahrscheinlicher, dass der nichtmilitärische Anteil der Regierung am BSP stieg als 
sank. Der G-NM-Anteil war 1953 höher als 1950 und 1968 höher als 1965. Während des Carter- 
Reagan-Aufbaus schwankte der G-NM-Anteil in einem engen Band, mal steigend und mal fallend. 
aber der Anteil am Ende (13,88 Prozent im Jahr 1987) war fast derselbe wie vor Beginn des 
Aufbaus (14,06 Prozent im Jahr 1978). 

Eine Regression der jährlichen Änderungen des G-NM-Anteils auf die jährlichen Änderungen des 
G-M-Anteils hat einen Steigungskoeffizienten, der sich nicht wesentlich von Null unterscheidet (t = 
0,355) und einen R2 von nur 0,003, was zeigt, dass die jährlichen Änderungen von den beiden 
Variablen stand in keiner gleichzeitigen linearen Beziehung zueinander. 


Das Verhalten der privaten Freigabe war ganz anders. Die Veränderungen bei den G-M- und P- 
Anteilen glichen sich fast genau aus. Eine an die jährlichen Veränderungen im Zeitraum 1948-1989 
angepasste Kompromissgleichung hat eine enge Anpassung (R2 = 0,814) und zeigt, dass die 
impliziten Kosten einer Erhöhung des militärischen Anteils um einen Prozentpunkt eine 
Verringerung des privaten Anteils um einen Prozentpunkt darstellten : Der Steigungskoeffizient der 
Regression beträgt -1,004 mit einem Standardfehler von 0,077; Daher kann man die Hypothese 
nicht ablehnen, dass die Steigung bei jedem üblichen Typ-I-Fehler gleich eins ist. (Die Streichung 
der Jahre 1948-1950 aus dem Datensatz hat keinen Einfluss auf diese Schlussfolgerung.) 


Abbildung 3 zeigt deutlich, dass die beiden gegensätzlichen Änderungen Abweichungen von einer 
horizontalen Linie sind, die eine Nullsumme der beiden Änderungen darstellt. 

Kurz gesagt, während des Kalten Krieges trug allein der Privatsektor die gesamten Kosten der 
jährlichen Steigerung des militärischen Anteils an der Gesamtproduktion, wie sie 
herkömmlicherweise definiert wird. 
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In den oben erläuterten Metaphern kann man den Aufbau von 1950-1953 als völlig butteropfernd 
und die Demobilisierung von 1953-1955 als völlig butterverbessernd beschreiben. Da das Ausmaß 
des militärischen Aufschwungs jedoch das Ausmaß der anschließenden Kürzungen bei weitem 
übertraf, betrug die Nettoveränderung des privaten Anteils über den gesamten Zyklus von 1950 bis 
1955 -5,1 Prozentpunkte. Auch der Aufbau von 1965-1968 war völlig aufopferungsvoll. Die 
anschließende Demobilisierung wirkte sich zu 50 Prozent positiv aus, wenn sie 1971 als 
abgeschlossen betrachtet wurde, und zu 59 Prozent, wenn sie 1976 als abgeschlossen betrachtet 
wurde. Über den gesamten Zyklus von 1965 bis 1971 betrug die Nettoveränderung des Privatanteils 
-1,4 Prozentpunkte; im Zeitraum 1965-1976 betrug sie -0,4 Prozentpunkte. Der Carter-Reagan- 
Aufmarsch von 1978 bis 1987 war zu 89 Prozent auf Butteropfer ausgelegt: Der private Anteil sank 
um 1,5 Prozentpunkte, während der militärische Anteil um 1,7 Prozentpunkte stieg. Allein während 
des Reagan-Teils des Aufbaus von 1980 bis 1987 erfolgte die Mobilisierung zu 76 Prozent unter 
Butteropfern, da der private Anteil um einen Prozentpunkt sank, während der militärische Anteil um 
1,3 Prozentpunkte stieg. Die Demobilisierung nach 1987 dauerte bis in die frühen 1990er Jahre an, 
sodass ihr endgültiger Charakter noch abzuwarten bleibt. 


Wirtschaft des Kalten Krieges: Unkonventionell betrachtet 
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Bis zu diesem Punkt habe ich bei meiner Analyse die konventionellen Kategorien der 
Volkseinkommens- und Produktkonten verwendet. Ich gehe jetzt einen anderen Weg. Im 
konventionellen Rechnungslegungsrahmen gehen die Staatsausgaben für die Landesverteidigung 
vollständig in das BSP ein. Die Solidität dieser Rechnungslegungspraxis kann und wurde oft in 
Frage gestellt. Die Herausforderungen betreffen in einigen Fällen die buchhalterische Behandlung 
aller Staatsausgaben,21 in anderen Fällen insbesondere die Verteidigungsausgaben. [22] 

Einige Kritiker würden alle Staatsausgaben vom BSP abziehen, andere nur einen Teil; ebenfalls 
allein für die Verteidigungsausgaben. Unabhängig davon, ob man die Argumente der Kritiker 
akzeptiert oder nicht, lohnt es sich, die Gründe für die Argumente zu prüfen und zu beurteilen, wie 
sich unsere Sicht auf die Wirtschaftsleistung durch die Einführung alternativer 
Rechnungslegungskonventionen ändern würde. Unter den verschiedenen Gründen für die 
Ablehnung der üblichen Rechnungslegungskonventionen können die folgenden erwähnt werden. 


Erstens sind alle diese Preise verdächtig, da die für Verteidigungsgüter und -dienstleistungen 
gezahlten Preise im Allgemeinen nicht in einem wettbewerbsorientierten Marktrahmen festgelegt 
werden — in manchen Fällen auch nicht möglich sind. Was meinen sie? Gibt es einen Grund zu der 
Annahme, dass sie sich den Grenzsubstitutionsraten der Verbraucher oder den Grenzkosten der 
Produzenten annähern? Wenn nicht, warum sollten dann die tatsächlich gezahlten Preise als 
angemessene Gewichte für die Aggregation physikalisch inkommensurabler Waren und 
Dienstleistungen angesehen werden? Die für die Dienste von Wehrpflichtigen gezahlten Preise sind 
nur das unbestreitbarste Beispiel für eine breite Preisklasse, die vom 
Wettbewerbsgleichgewichtsniveau abweicht. Für viele beschaffte Artikel bilden der Staat und der 
Lieferant ein bilaterales Monopol, und die Preise spiegeln nur die relative Verhandlungsmacht der 
Händler wider — ganz zu schweigen von der politischen Anziehungskraft des Lieferanten. 


Zweitens: Auch wenn das Preisproblem außer Acht gelassen wird, messen Verteidigungskäufe den 
Input und nicht den Output. Offensichtlich legen die Menschen Wert auf die nationale Sicherheit 
und nicht auf die bloße Verwendung von Ressourcen für die angebliche Herstellung nationaler 
Sicherheit. Da niemand die Produktionsfunktion für die nationale Sicherheit kennt und unter 
bestimmten Bedingungen (z. B. beim Wettrüsten) mehr Militärausgaben eher mit weniger als mit 
mehr Sicherheit verbunden sein können, darf man nicht einmal annehmen, dass die Beziehung 
zwischen Ausgaben und Sicherheit notwendigerweise monoton ist ; Noch viel weniger darf man 
annehmen, wie die konkrete Form der Funktion aussehen könnte. [23] 

Darüber hinaus ist die Frage, wie man die Sicherheitsbewertungen einzelner Personen 
zusammenfassen kann, um einen gesellschaftlichen Wert für die nationale Sicherheit zu ermitteln, 
sowohl in der Theorie als auch in der Praxis problematisch. 


Drittens sollte die Verteidigungsproduktion, selbst wenn sie messbar wäre, als Zwischenprodukt 
und nicht als Endprodukt betrachtet und auf dieser Grundlage vom BSP ausgeschlossen werden. 
Wie James Tobin und William Nordhaus es ausdrückten und damit ein zuvor von Simon Kuznets 
vertretenes Argument weiterführten, ist Verteidigung ein „notwendiges Bedauern“ und keine Quelle 
von letztendlichem Nutzen für irgendjemanden. Wenn es keine Bedrohung von außen gäbe, könnten 
alle Verteidigungsausgaben gestrichen werden, und niemand wäre schlechter. Soweit 
Verteidigungsausgaben dazu dienen, den sozialen und wirtschaftlichen Rahmen zu wahren, 
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innerhalb dessen die Nichtverteidigungsproduktion voranschreiten kann, ist ihr Wert bereits in den 
Marktpreisen ziviler Güter enthalten. [24] 


Abschließend kann man in Anlehnung an in der Public-Choice-Theorie bekannte 
Argumentationsstränge (bürokratisches Verhalten ä la Niskanen und Rentseeking ä la Tullock) 
argumentieren, dass die politische und bürokratische Allokation von Ressourcen dazu tendiert, den 
Nettowert aller von der Regierung erbrachten Dienstleistungen zu verschwenden . Somit handelt es 
sich bei den beobachteten Verteidigungsausgaben am Rand um Transferzahlungen und nicht um 
Zahlungen für Nettozuwächse zum realen Sozialprodukt. [25] 

Forscher, die sich mit der Politik der Aufrechterhaltung veralteter Militärstützpunkte und anderer 
verteidigungstechnischer Kleinigkeiten befassen, haben gezeigt, dass zumindest ein erheblicher Teil 
der Verteidigungsausgaben keinen echten Nettobeitrag zur nationalen Sicherheit leistet. [26] 


Obwohl die vorstehenden Argumente in der Mainstream-Wirtschaftsbranche nicht allgemein 
akzeptiert werden, handelt es sich bei weitem nicht um die wilden Vorstellungen von Spinnern. 
Mindestens drei Nobelpreisträger der Wirtschaftswissenschaften (Kuznets, Tobin und Buchanan) 
gelten als Befürworter einiger oder aller der vorstehenden Argumente, und auch viele andere 
angesehene Ökonomen haben sich ihnen angeschlossen. 

Besonders gewichtig ist die Position von Simon Kuznets gegen die heute übliche Behandlung von 
Verteidigungsausgaben in den Volksproduktkonten, da Kuznets der anerkannte Anführer bei der 
ursprünglichen Entwicklung der Konten war. Mit Ausnahme des Zweiten Weltkriegs, den er als 
einzigartiges Ereignis betrachtete, bestand Kuznets stets auf der Verwendung eines 
„Friedenskonzepts“ des BSP. [27] 


Für die Beurteilung des langfristigen Trends des realen BSP während des Kalten Krieges spielt es 
kaum eine Rolle, ob man das konventionelle reale BSP oder das reale BSP* untersucht, wobei 
letzteres das reale BSP abzüglich aller Verteidigungsausgaben ist. Die beiden Serien weisen eine 
ähnliche Aufwärtstendenz auf. Zwischen 1948 und 1989 wuchs das reale BSP durchschnittlich um 
3,10 Prozent pro Jahr, das reale BSP* um durchschnittlich 3,21 Prozent pro Jahr. 

(Auch hier werden die Wachstumsraten aus linearen Regressionen der logarithmischen Produktion 
über die Zeit ermittelt.) Auf der Grundlage dieser Differenz hat man kaum eine Wahl, da sich die 
Wachstumsrate der orthodoxen Gesamtproduktion und die der zivilen Produktion allein nur um 0,11 
Prozent pro Jahr unterschieden Jahr. 

Trotz der Ähnlichkeit ihrer langfristigen Trends verliefen die beiden Zeitreihen in bestimmten 
Jahren und einmal im Verlauf eines konventionell abgegrenzten Konjunkturzyklus recht 
unterschiedlich. Wenn man die jährlichen prozentualen Wachstumsraten des realen BSP und des 
realen BSP* vergleicht, stellt man fest, dass sie sich in sechs Jahren um einen Prozentpunkt oder 
mehr unterschieden, und in mehreren anderen Jahren wichen sie weit genug voneinander ab, um 
beispielsweise einen wesentlichen Unterschied in der Vorhersageleistung zu bewirken eines an sie 
angepassten Makromodells. Eine lineare Regression der Wachstumsrate des realen BSP* auf die 
Wachstumsrate des realen BSP macht weniger als 80 Prozent der Varianz aus (R2 = 0,796) und 
weist einen Standardschätzfehler von 1,2 Prozentpunkten auf. Die Art und Weise, wie man das BSP 
definiert, kann also einen wichtigen Einfluss auf das Verständnis der Muster realer 
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Produktionsschwankungen in der Nachkriegszeit haben. Empirische Makroökonomen scheinen sich 
dieser Problematik nicht bewusst zu sein. 


Wie Abbildung 4 zeigt, nahmen die Unterschiede im Laufe der Zeit tendenziell ab. In den frühen 
1950er Jahren kam es zu den größten Abweichungen zwischen der Wachstumsrate des orthodoxen 
realen BSP und der des zivilen realen BSP. 

Von Mitte der 1950er bis Mitte der 1970er Jahre waren die Unterschiede erheblich geringer, 
zwischen 1974 und 1989 sogar noch geringer. In gewissem Maße spiegelte der Rückgang den 
sinkenden Anteil der Militärausgaben am BSP wider (Abbildung 2 oben). 
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Fıs. 4. Difference between growth rates of real GNP and real GNP*. 1949-1989 


Für die frühen 1950er Jahre macht die Wahl eines Output-Konzepts einen großen Unterschied in der 
Beschreibung des Konjunkturzyklus aus (Abbildung 5). 

Das herkömmliche Konzept führt zu einer Beschreibung, die eine Expansion von 1950 bis 1953, 
eine leichte Rezession im Jahr 1954 und eine starke Erholung im Jahr 1955 zeigt. Das reale BSP* 
weist dagegen im Jahr 1951 ein viel langsameres Expansionstempo und praktisch kein Wachstum 
auf im Jahr 1952. Das Jahr 1953 sieht für beide Maße gleich aus, 1954 jedoch nicht. Der Übergang 
vom realen BSP zum realen BSP* verwandelt das Jahr 1954 von einer milden Rezession in eine 
schwache Expansion — eine Veränderung von minus 1,3 Prozent wird zu einer Veränderung von plus 
1,0 Prozent. Beide Zeitreihen zeigen eine starke Erholung im Jahr 1955, wobei das zivile Wachstum 
das BSP einschließlich der militärischen Komponente übertraf. 
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Man möchte das BSP* vielleicht nicht als Ersatz für das konventionelle BSP akzeptieren. [28] Aber 
der Punkt bleibt bestehen. Unabhängig davon, ob man die Verteidigungsausgaben aus der Messung 
der Gesamtproduktion ausschließen möchte oder nicht, muss man sich darüber im Klaren sein, dass 
manche Jahre allein aufgrund der Schwankungen bei den Verteidigungsausgaben gut oder schlecht 
aussehen - eine Art von Ausgaben, die nur einen sehr geringen Einfluss auf das Wohlergehen der 
Verbraucher hat , Investoren und die Nutznießer staatlich erworbener ziviler Güter und 
Dienstleistungen. Das Jahr 1951 war für Waffen weitaus besser als für Butter oder Straßen. Im Jahr 
1952 gab es nur ein geringfügiges Wachstum der Straßenproduktion und einen tatsächlichen 
Rückgang der Butterproduktion; Das Jahr 1954, ein schlechtes Jahr für Waffen, brachte leichte 
Verbesserungen bei den Produktionsraten sowohl bei Straßen als auch bei Butter. Wie wir diese 
Unterschiede nennen, spielt keine Rolle, solange wir uns darüber im Klaren sind. Für das 
Verständnis und die Bewertung der tatsächlichen Wirtschaftsleistung während des Kalten Krieges 
ist es jedoch wichtig, die Existenz der Unterschiede zu erkennen. 


DIE POLITISCHE WIRTSCHAFT DES KALTEN KRIEGES 


Die vorstehenden Beweise und Analysen werfen eine Vielzahl von Fragen zur politischen 
Ökonomie des Kalten Krieges auf, von denen hier nur einige berücksichtigt werden können. Ich 
werde mich auf Fragen im Zusammenhang mit Ideologie, Information und dem Konflikt zwischen 
regierenden Eliten und der Öffentlichkeit konzentrieren. 
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Betrachten Sie zunächst das Profil der Ressourcenallokation für das Militär während des Kalten 
Krieges. Man könnte fragen: (1) Was erklärt das beispiellos enorme Niveau der Grundausgaben, das 
heißt das Niveau, als das Land nicht in einen Krieg verwickelt war? (2) Was erklärt die 
Abweichungen von dieser Basis, also die Anhäufungen? Bis in die späten 1970er Jahre schienen die 
Antworten ziemlich transparent zu sein. Das hohe Grundausgabenniveau resultierte aus der 
Ideologie des globalen Antikommunismus im Kalten Krieg und den aus dieser Ideologie 
resultierenden außenpolitischen Doktrinen und militärischen Verpflichtungen. Die 
Ausgabenabweichungen waren mit den außerordentlichen Kosten für die Beteiligung an zwei 
großen Schießereien in Asien verbunden.29 Die Aufrüstung zwischen Carter und Reagan ist eine 
andere Sache. In Gang gesetzt durch eine einzigartige Kombination aus externen Ereignissen, 
klugem parteipolitischem Handeln und Informationsmanagement, gehalten durch die 
Entschlossenheit der Exekutive und die Hartnäckigkeit der Bürokratie, hatte es wenig Ähnlichkeit 
mit den beiden vorangegangenen Aufbauten. [30] 


Während der „normalen“ Jahre der Zeit nach dem Koreakrieg (1955-1965) und der Zeit nach dem 
Vietnamkrieg (1972-1978), in denen weder eine nennenswerte Mobilisierung noch eine 
Dembobilisierung stattfand, schwankten die tatsächlichen Verteidigungsausgaben in einer Spanne 
von 144-166 Milliarden US-Dollar. 

Dies stand im Gegensatz zur Spanne von 48 bis 60 Milliarden US-Dollar in den Jahren 1948 bis 
1950. Man kann daraus schließen, dass die Errichtung des vollwertigen Regimes des Kalten Krieges 
dazu geführt hat, dass sich die realen Verteidigungsausgaben fast verdreifacht haben. Schießende 
Kriege verursachten Grenzausgaben von weiteren 20 bis 60 Milliarden US-Dollar pro Jahr. Selbst 
ohne die periodischen Aufstockungen hätten sich die „normalen“ Ausgaben eines militärischen 
Establishments, das vierzig Jahre lang jährlich 150 Milliarden US-Dollar benötigt, auf 6 Billionen 
US-Dollar (Dollar von 1982) summiert. Diese erstaunliche Summe entspricht dem gesamten BSP 
der Vereinigten Staaten im Zweijahreszeitraum 1977-1978. 


Von 1948 bis in die späten 1960er Jahre unterstützten die vorherrschende Ideologie des Kalten 
Krieges und ein parteiübergreifender Konsens über Verteidigungs- und Außenpolitik, der sich auf 
die globale Eindämmung des Kommunismus und die Abschreckung eines sowjetischen Angriffs auf 
Westeuropa oder die Vereinigten Staaten konzentrierte, die beispiellose Zuweisung von Ressourcen 
das „Friedens“-Militärestablishment. [31] Nachdem die Ideologie und der Konsens unter den 
Belastungen der Vietnamkriegskontroverse und ihrer politischen Folgen etwas geschwächt waren, 
blieben sie bestehen und waren Gegenstand zahlreicher brüderlicher Auseinandersetzungen, 
insbesondere innerhalb des Kongresses. [32] Präsident Reagans rhetorische Feindseligkeit 
gegenüber der Sowjetunion 

Das „böse Imperium“ und die allgemein aggressive Haltung seiner Regierung, insbesondere 
während Reagans erster Amtszeit, verliehen der angeschlagenen Ideologie des Kalten Krieges 
neuen Glanz. Obwohl die Begeisterung der Öffentlichkeit für militärische Abenteuer im Ausland 
nach der Beinahe-Hysterie von 1980 nachließ, kam es zu Ereignissen wie dem US-Krieg. Die 
Invasion Grenadas und der sowjetische Abschuss des Korean-Airlines-Flugs 007 im Jahr 1983 
wurden „von der [Reagan-]Regierung sorgfältig gemanagt und interpretiert“ und „erwiesen sich als 
entscheidend, zumindest lange genug, um den Waffenaufbau zu retten“. [33] 
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Das ideologische Milieu war wichtig, ja unerlässlich, um ein hohes Maß an Ressourcenzuweisung 
für die Verteidigung aufrechtzuerhalten, aber es reichte nicht aus. Normale Bürger, von denen fast 
keiner direkten Kontakt zu Bedingungen oder Beweisen im Zusammenhang mit der nationalen 
Sicherheit hatte, kamen leicht zu dem Verdacht, dass die Sicherheit des Landes nicht wirklich so 
große Ausgaben erforderte und dass militärische Interessen, insbesondere die uniformierten 
Streitkräfte und die großen Waffenlieferanten, nutzten falsche Drohungen als Vorwand, um 
Steuergelder abzuschöpfen. Unzählige politische Karikaturen mit aufgedunsenen und mit 
Ordensreihen geschmückten Generälen propagierten genau diese Haltung. Die Bürger mussten 
keine natürlichen Zyniker sein. Das Problem des schleichenden Skeptizismus lag in der Ferne des 
Themas von seiner unmittelbaren Erfahrung. Darüber hinaus bemerkte Huntington: „Je länger ein 
bestimmtes Maß an militärischer Gewalt offenbar zur Abschreckung ausreicht, desto größer ist die 
Versuchung anzunehmen, dass ein etwas niedrigeres Maß ebenso ausreichend sein könnte.“ [34] 


Häufige Zeitungs- und Fernsehberichte über Verschwendung, Betrug, Missmanagement und 
Bestechung förderten in Abwesenheit einer Krise die Tendenz der Öffentlichkeit, an den Aussagen 
der Verteidigungsbehörden zu zweifeln. In populären Büchern wurde erklärt, wie der Komplex aus 
Militär, Industrie und Kongress ein „Eisernes Dreieck“ bildete, das die Steuerzahler ausbeutete, die 
Verteidigungspolitik verzerrte und Fortschritte bei der multilateralen Rüstungsreduzierung 
blockierte. [35] Da niemand die Produktionsfunktion für die nationale Sicherheit kannte, erklärte 
Gordon Adams, sei es „schwierig, die Höhe der Militärausgaben mit deutlichen Verbesserungen der 
nationalen Sicherheit in Zusammenhang zu bringen.“ Die Bürger [konnten] nur Geld ausgeben und 
hoffen.“ Aber „die Unbestimmtheit des Ausgabenbedarfs“ sowie die zugrunde liegende Ideologie 
des Kalten Krieges schufen für politische Führer die Möglichkeit, in regelmäßigen Abständen die 
schlummernden Befürchtungen der Öffentlichkeit zu wecken. [36] 


Die Tendenz einer chronischen Hintergrundbedrohung, ihre Wirksamkeit bei der Unterstützung 
hoher Militärausgaben zu verlieren, könnte durch episodische Krisen ausgeglichen werden. In einer 
vermeintlichen Krise geriet die öffentliche Meinung ins Wanken. Viele Menschen legten ihre 
Vernunft, ihre Kritikfähigkeit und ihr langfristiges Urteilsvermögen außer Acht und reagierten 
emotional und mit erhöhter Ehrerbietung gegenüber politischen Führern. [37] Wie Senator Arthur 
Vandenberg feststellte, als Truman 1947 zum ersten Mal versuchte, die Öffentlichkeit davon zu 
überzeugen, eine Politik der Eindämmung zu unterstützen, erforderte die Gewinnung einer solchen 
Unterstützung, dass die nationalen Führer „dem amerikanischen Volk eine schreckliche Angst 
einjagen“.[38] Manchmal auch die Außenwelt stellte eine einladende Gelegenheit dar, eine Krise 
auszunutzen, etwa als die Nordkoreaner 1950 den 38. Breitengrad überquerten oder als die Sowjets 
Ende 1979 in Afghanistan einmarschierten. Aber normalerweise lieferte die Welt solche eindeutigen 
Fälle nicht, und zwar die nationalen Sicherheitsmanager mussten die Sache selbst in die Hand 
nehmen. 


Während des Kalten Krieges machten die Behörden die Öffentlichkeit auf eine Reihe bedrohlicher 
„Lücken“ aufmerksam. [39] Kurz nach dem Zweiten Weltkrieg übertrieben die US-Führer die 
sowjetischen Truppenstärken und Offensivfähigkeiten. Von den furchterregenden 175 sowjetischen 
Divisionen war ein Drittel unterbesetzt und ein weiteres Drittel bestand aus schlecht ausgerüsteten 
Milizen. [40] Dann kam Mitte der 1950er-Jahre eine Lücke bei den Bombern und zwischen 1958 
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und 1961 eine Lücke bei den Raketen, denen innerhalb weniger Jahre eine Lücke bei der 
Raketenabwehr und eine Lücke bei den Erstschlagraketen folgten. Es stellte sich zu gegebener Zeit 
heraus, dass es sich bei allen Vorkommnissen um Fehlalarme handelte. Unterdessen erhielt das 
amerikanische Volk einen fast vollständig fiktiven Bericht über einen Vorfall im Golf von Tonkin 
im Jahr 1964, der den Kongress dazu drängte, dem, was sich bald zu einem großen Krieg 
entwickelte, seinen Segen zu erteilen. [41] Später wurden Lücken in Bezug auf Bomber (erneut), 
thermonukleare Megatonnage, U-Boot-Abwehrfähigkeiten und Raketenwurfgewichte behauptet. 
Eine einflussreiche Gruppe republikanischer Falken, die sich selbst „Committee on the Present 
Danger“ nannte, erklärte die 1970er Jahre zu einem „Jahrzehnt der Vernachlässigung“, das ein 
gefährliches „Fenster der Verletzlichkeit“ öffnete. Laut Verteidigungsminister Caspar Weinberger 
im Jahr 1987 sei „seit 1970 eine enorme Lücke“ zwischen dem Niveau der sowjetischen 
Verteidigungsaktivitäten und unserem eigenen entstanden, obwohl es der Reagan-Regierung 
glücklicherweise gelungen sei, „einen Großteil dieser Lücke zu schließen“. [42] Dennoch warnten 
Regierungssprecher, als der Kalte Krieg seine letzten Jahre durchlief, dass das Land vor einer Star- 
Wars-Lücke stünde, die nur durch die Ausgabe großer Geldsummen geschlossen werden könne. 
[43] 


Obwohl nicht jede Lückenangst direkt zu einer entsprechenden Reaktion der USA führte, trug die 
Trommelwirbelfolge solcher Episoden dazu bei, eine Atmosphäre der Spannung, des Misstrauens 
und der Unsicherheit aufrechtzuerhalten, die die Aufrechterhaltung eines enormen laufenden 
Rüstungsprogramms begünstigte. Behauptungen über Lücken übertrugen die Argumentationslast 
auf relativ schlecht informierte Gegner der Militärausgaben. In der breiten Öffentlichkeit ersetzte 
die Stimmung die Information — eine Situation, die den Zielen des Verteidigungsestablishments gut 
entsprach. 


Während des Kalten Krieges war die nationale Sicherheitselite — der Präsident, der Nationale 
Sicherheitsrat (NSC), die Vereinigten Stabschefs und einige andere Militärführer, einige 
Kongressführer, hohe Beamte des Außenministeriums, des Verteidigungsministeriums und des ... 
Die Central Intelligence Agency (CIA) sowie die Leiter anderer Geheimdienstorganisationen, 
verschiedene Helfer, Waffenunternehmer, Wissenschaftler und Berater, insgesamt eine kleine 
Gruppe von Personen, unter denen nur der Präsident und der Vizepräsident Wahlämter innehatten, 
hatten einen engen Einfluss zu wichtigen verteidigungsbezogenen Informationen. Diese Situation 
hatte ihren Ursprung im National Security Act von 1947, der den NSC und die CIA gründete und 
„einen Geheimhaltungskult in Gang setzte, ein weitaus umfassenderes System zur Geheimhaltung 
von Informationen, als es jemals zuvor existiert hatte, und eine wachsende Entschlossenheit der 
Exekutive, dies zu tun.“ der Öffentlichkeit und dem Kongress sensible Informationen vorenthalten.“ 
[44] Ein NSC-Mitglied erklärte einmal: „Politische Entscheidungen des Nationalen Sicherheitsrates 
sind kein geeignetes Thema für eine öffentliche Diskussion.“ [45] 


Die Notwendigkeit eines gewissen Maßes an Geheimhaltung war für jeden offensichtlich, aber viele 
Menschen vermuteten, dass, wie Sidney Lens bemerkte, „die Geheimhaltung hauptsächlich gegen 
das Volk der Vereinigten Staaten eingesetzt wurde“. [46] Nicht nur die strategische 
Entscheidungsfindung wurde geheim gehalten. Ein erheblicher Teil der Ausgaben für 
Waffenentwicklung, Geheimdienstbeschaffung und verdeckte Operationen wurde aus einem 
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„schwarzen Haushalt“ finanziert, der sich Ende der 1980er Jahre auf mehr als 30 Milliarden US- 
Dollar pro Jahr belief und völlig vor Kongress- und öffentlichen Debatten geschützt war. Wie 
Harvey Sapolsky feststellte: „Was niemand weiß, kann niemand kritisieren.“[47] 


Angesichts ihres ausschließlichen Besitzes kritischer Informationen und ihres vermeintlichen 
Bedürfnisses, der Öffentlichkeit ihre bevorzugte Politik zu „verkaufen“, schreckte die nationale 
Sicherheitselite nicht davor zurück, sich zu verstellen. Wie J. Russel Wiggins es ausdrückte: 
„Unsere Regierung greift in Krisen immer wieder auf Lügen zurück, wenn Lügen ihren Interessen 
am besten zu dienen scheinen.“[48] Diese leicht zu dokumentierende Beobachtung, die selbst in 
unseren weniger leichtgläubigen Zeiten einige Bürger schockieren mag, überrascht 
Politikwissenschaftler nicht. Lance Bennett hat festgestellt: „Informationen über öffentliche 
Themen sind von Natur aus ein politisches Gut. Es wird gemäß den politischen Interessen jener 
allgegenwärtigen ‚informierten Quellen‘, die ein Interesse am Ausgang der betreffenden 
Angelegenheit haben, verborgen, aufgedeckt, durchgesickert, veröffentlicht, klassifiziert, 
freigegeben, umgangssprachlich behandelt, vereinfacht und symbolisch verpackt.“[49] Die 
Manipulation von Informationen ist von zentraler Bedeutung für das Handeln moderner 
Regierungseliten. Senator Daniel Patrick Moynihan, selbst kein Unbekannter in den inneren 
Heiligtümern der Regierungsmacht, bemerkte: „Wissen ist Macht, und die Fähigkeit zu definieren, 
was andere für Wissen halten, ist die größte Macht.“[50] 


Die enge Kontrolle kritischer Informationen durch die nationale Sicherheitselite wäre nicht 
besonders bemerkenswert gewesen, wenn die Interessen der Elite und die Interessen der 
Öffentlichkeit eng korrespondiert hätten. Aber nichts in der Funktionsweise der politischen 
Institutionen der USA gewährleistete, dass immer eine enge Korrespondenz bestehen würde, und 
zahlreiche historische Beweise zeigen, dass dies häufig nicht der Fall war. Offensichtlich hatten die 
Führer der Verteidigungselite eigene Interessen — persönliche, politische, institutionelle, materielle 
und ideologische — Interessen, denen sie durch strategische Aufbewahrung, Verbreitung oder falsche 
Darstellung der Informationen, zu denen sie allein Zugang hatten, dienen konnten.[51] 


Sie zögerten nicht, die Vorteile ihres privilegierten Zugangs zu Informationen zu nutzen. Die Iran- 
Contra-Affäre und die Bestechung und Einflussnahme im Pentagon, die Ende der 1980er Jahre ans 
Licht kamen, waren nur die letzten einer langen Reihe von Aktionen, die von eigennütziger 
Verlogenheit verdeckt wurden. „Die gesamte Entscheidungssequenz bezüglich der Herstellung und 
des Einsatzes von Atomwaffen“ fand beispielsweise „ohne eine echte öffentliche Debatte statt, und 
die Fakten, die für eine intelligente Beteiligung an dieser Debatte erforderlich waren, wurden 
offiziell verschwiegen, verfälscht und sogar gelogen.“ „[52] Ab dem Zweiten Weltkrieg betrieb die 
Regierung einen Komplex von Anlagen zur Herstellung von Nuklearmaterial und Waffen. Diese 
Operationen führten zu einer Vielzahl radioaktiver und anderer toxischer Kontaminationen der 
umgebenden Luft, des Wassers und des Bodens, doch die Manager der Anlagen stellten die 
Gefahren für die in der Nähe lebenden Bürger immer wieder falsch dar und logen. In mindestens 
einem Fall von enormer Bedeutung — dem sogenannten „Green Run“ in Hanford, Washington, im 
Jahr 1949 - setzten die Betreiber absichtlich eine große Menge nuklearen Materials, darunter etwa 
7.780 Curies Jod 131, auf die ahnungslosen Bewohner des Atomkraftwerks frei Umgebung im 
Rahmen eines Experiments. [53] 
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Nichts von dem, was ich gerade gesagt habe, bedeutet, dass die nationale Sicherheitselite alles tun 
könnte, was sie wollte. Wenn sie es gekonnt hätten, hätte es nach den Aufrüstungen keine 
Kürzungen im militärischen Establishment gegeben. Sicherlich wäre der steile Rückgang von 1968 
bis 1976, insbesondere in seiner späteren Phase, gegen den sich die Verteidigungsinteressen 
vehement wehrten, nicht so steil gewesen. Die Tatsache, dass die Zuweisung von Ressourcen für die 
Verteidigung manchmal zurückging, und zwar erheblich, widerlegt radikale Argumente, die die 
Ausübung einer Hegemonie durch das nationale Sicherheitsestablishment behaupten. [54] Obwohl 
man die enormen politischen Ressourcen der Verteidigungselite anerkennen muss, ist es möglich — 
und nicht ungewöhnlich -, ihre Stärke zu überschätzen. Es hat auch einige politische Schlachten 
verloren. Aus diesem Grund überstieg der Verteidigungsanteil am BSP in den späten 1980er Jahren 
trotz des vorangegangenen Aufbaus nie 7 Prozent (Abbildung 2 oben). Die Verteidigungsinteressen 
verfügten über das politische Gespür, um zu erkennen, dass Vorschläge oder Maßnahmen, die 
weithin als übermäßig weitsichtig und strategisch ungerechtfertigt angesehen wurden, unklug und 
kontraproduktiv wären. Wichtiger waren jedoch die innenpolitischen Faktoren, die die 
Verteidigungsmanager einschränkten, trotz ihrer einzigartigen Kontrolle über Informationen und 
ihrer daraus resultierenden Fähigkeit, die öffentliche Meinung zu formen, anstatt auf sie zu 
reagieren.[55] 


Das größte Problem für Verteidigungsbehörden, die darauf aus waren, Ideologien auszunutzen, 
Informationen zu kontrollieren und die öffentliche Meinung zu formen, ergab sich aus dem 
sprichwörtlich unvermeidlichen Duo: Tod und Steuern. Dies waren die offensichtlichsten Formen, 
die die Kosten umfangreicher Ressourcenverpflichtungen für militärische Zwecke annahmen. Von 
beiden war der Tod wichtiger. John Mueller passte statistische Modelle an die während des Korea- 
und des Vietnamkriegs gesammelten öffentlichen Meinungsdaten an und stellte fest, dass in beiden 
Fällen „jedes Mal, wenn die amerikanischen Verluste um den Faktor 10 zunahmen, die 
Unterstützung für den Krieg um etwa 15 Prozentpunkte sank.“[56] ] 

Robert Smith berichtete über öffentliche Meinungsdaten, die zeigten, dass „die Beschwerden über 
Steuern während der beiden begrenzten Kriege hoch waren und im Verlauf der Kriege zunahmen.“ 
[57] 


Wie Smiths Daten zeigen, schränkten Opportunitätskosten die militärischen Aktivitäten während 
des Kalten Krieges ständig ein. In der Krise von 1948 und unmittelbar danach widersetzte sich 
Truman Empfehlungen für eine enorme Erhöhung der Militärausgaben, die entweder durch 
Steuererhöhungen oder die Einführung wirtschaftlicher Kontrollen erleichtert werden sollte, weil 
„er davon überzeugt war, dass diese Kurse weder wirtschaftlich noch politisch machbar waren.“[58] 
Nach dem Sputnik-Erfolg der Sowjets lehnte Eisenhower die Empfehlung des Gaither-Komitees für 
eine große Aufrüstung ab, weil er „die nagende Angst hatte, dass das amerikanische Volk davor 
zurückschrecken würde, die Rechnung zu bezahlen.“[59] 

Angesichts dieses anhaltenden Widerstands in der Bevölkerung war zu erwarten, dass die Johnson- 
Regierung, wie Hugh Mosley feststellte, „zögerte, auf erhöhte Steuern zur Finanzierung des 
[Vietnam-]Krieges zurückzugreifen, aus Angst, die öffentliche Unterstützung für ihre Politik der 
militärischen Eskalation zu verlieren.“ „[60] 

Nixon soll „erkannt haben, dass er aus wirtschaftlichen Gründen (der Krieg kostete einfach zu viel) 
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und um des inneren Friedens und der Ruhe willen das amerikanische Engagement in Vietnam 
zurückfahren musste“; Die Kürzungen wurden „ihm durch die öffentliche Meinung 
aufgezwungen.“[61] Jacques Gansler bemerkte, dass in den 1970er Jahren „der Wille der 
Menschen, die den Krieg in Vietnam satt hatten, darin bestand, alle verfügbaren Ressourcen für die 
Verbesserung der Lage einzusetzen.“ Friedensleben der Nation.“[62] 

Doch gleichzeitig lösten steigende reale Grenzsteuersätze Steuerrevolten aus und schränkten die 
Fähigkeit der Regierungen ein, mehr nichtmilitärische Güter bereitzustellen. Etwas musste 
nachgeben. Von den politischen Fraktionen, die um die drei großen Kategorien des BSP kämpften, 
erwies sich die pro-militärische Fraktion zumindest bis 1979 als die schwächste. 


Als es der nationalen Sicherheitselite an überzeugenden Begründungen fehlte, die sie der 
Öffentlichkeit präsentieren konnte, konnte sie nur auf den Fundus des Patriotismus zurückgreifen. 
Aber das war kein bodenloses Reservoir, und ohne Nachschub aus Quellen, die die Öffentlichkeit 
verstehen und unterstützen konnte, neigte es dazu, zu versiegen.[63] 

Als dies der Fall war, konnte die öffentliche Meinung von den Behörden nicht wirksam kontrolliert 
werden. Als das Meinungsgleichgewicht stark negativ wurde, wirkte es sich durch politische 
Prozesse hindurch und erreichte sowohl den Kongress als auch die Regierung, um die Zuweisung 
von Ressourcen für das Militär zu beeinflussen. 

[64] 


Abbildung 6 basiert auf 193 vergleichbaren landesweit repräsentativen Umfragen, in denen die 
Menschen gefragt wurden, ob sie eine Erhöhung, Kürzung oder Beibehaltung der 
Verteidigungsausgaben bevorzugen würden Erhöhung abzüglich des Prozentsatzes, der eine 
Verringerung wünscht. Trotz der Lücken in den Aufzeichnungen zeigt die Zahl deutlich die positive 
(aber manchmal nur knapp positive) Unterstützung für erhöhte Ausgaben in den 1950er und 1960er 
Jahren (bis 1967), die starke Präferenz für reduzierte Ausgaben zumindest von 1968 bis in die 
späten 1970er Jahre starke Unterstützung für erhöhte Ausgaben von 1979 bis 1981 und ein 
erheblicher Saldo zugunsten reduzierter Ausgaben danach.[65] 
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ABSCHLUSS 

In der Ära des Kalten Krieges kam es zu einem neuen Verhältnis militärischer Aktivitäten zur 
politischen Ökonomie der Vereinigten Staaten. Vor dem Zweiten Weltkrieg blieb die Zuweisung von 
Ressourcen für militärische Zwecke auf symbolischem Niveau und betrug in der Regel nicht mehr 
als ein Prozent des BSP, außer während tatsächlicher Kriegsführung, die selten vorkam. Kriegs- und 
Friedenszeiten waren unterschiedlich, und in Friedenszeiten — also fast immer — waren die 
gesellschaftlichen Opportunitätskosten von „Waffen“ nahezu gleich Null. Das alte Regime endete 
1939. Die massive Mobilisierung der frühen 1940er Jahre ließ den Militäranteil am BSP auf seinem 
Höhepunkt in den Jahren 1943-44 auf über 41 Prozent steigen.72 Trotz einer enormen 
Demobilisierung nach 1944 erreichte der Militärsektor 1947, am Tiefpunkt der Nachkriegszeit, 
machte immer noch 4,3 Prozent des BSP aus, dreimal so viel wie 1939. Nach dem Koreakrieg 
erreichten die militärischen Käufe ein für „Friedenszeiten“ beispielloses Niveau und blieben danach 
trotz Schwankungen auf oder über diesem erhöhten Niveau. Im Zeitraum 1948-1989 beliefen sich 
die Militärkäufe auf insgesamt mehr als 7 Billionen US-Dollar (1982-Dollar), was durchschnittlich 
etwa 168 Milliarden US-Dollar pro Jahr oder 7,5 Prozent des BSP entspricht. Bei den absoluten 
Realausgaben tendierte der Trend leicht nach oben, bei den Ausgaben im Verhältnis zum BSP leicht 
nach unten. Die Erhöhung des militärischen Anteils am BSP während des Korea- und 
Vietnamkrieges ging ausschließlich zu Lasten des privaten Anteils. Der nichtmilitärische Anteil der 
Regierung stieg während der ersten beiden militärischen Aufrüstungen nach dem Zweiten Weltkrieg 
und blieb während der dritten Phase annähernd konstant. 

Wenn man das BSP* untersucht, das als BSP abzüglich aller Verteidigungsausgaben definiert ist, 
stellt man fest, dass sich dieses Maß des Sozialprodukts häufig anders entwickelt als das 
herkömmliche BSP. Die größten Abweichungen traten Anfang der 1950er Jahre auf. Diese 
Diskrepanzen legen nahe, dass es wünschenswert ist, den Konjunkturzyklus in seinem Verhältnis 
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zum wirtschaftlichen Wohlergehen in diesen Jahren neu zu bewerten. Ab Mitte der 1950er Jahre 
nahm der Unterschied zwischen den Wachstumsraten des BSP und des BSP* tendenziell ab und 
wurde in den 1980er Jahren nahezu vernachlässigbar. 


Das hohe Grundniveau der Verteidigungsausgaben während des Kalten Krieges resultierte aus der 
vorherrschenden Ideologie des globalen Antikommunismus, die verschiedene außenpolitische 
Doktrinen (zZ. B. die Truman-Doktrin, massive Vergeltungsmaßnahmen, die Reagan-Doktrin) und 
militärische Verpflichtungen (z. B. die NATO) hervorrief , bilaterale Verteidigungsverträge, US- 
Militärberater in Lateinamerika). Die Ideologie allein reichte jedoch nicht aus, und episodische 
Krisen spielten eine wesentliche Rolle bei der Aufrechterhaltung der öffentlichen Unterstützung für 
enorme Militärausgaben. Die nationale Sicherheitselite warnte vor einer „Lücke“ nach der anderen, 
von der sich die meisten als übertrieben oder gar nicht vorhanden herausstellten. Da viele 
verteidigungsrelevante Informationen geheim gehalten wurden, war es unvermeidlich, dass die 
nationale Sicherheitselite ihren einzigartigen Zugang zu Informationen nutzte, um ihre eigenen 
Interessen zu verfolgen, die manchmal im Widerspruch zu den öffentlichen Präferenzen standen. 
Allerdings gab es Grenzen und in den politischen Kämpfen gingen manchmal militärische 
Interessen verloren. Den Behörden gelang es nicht immer, die Bürger wirksam in die Irre zu führen, 
insbesondere wenn viele Todesfälle und steigende Steuern (einschließlich einer unerwarteten 
Inflation) im Spiel waren. Aber die Zwänge für die politischen Entscheidungsträger, die 
Informations- und Ideologieverschiebungen ausgesetzt waren und auf wahrgenommene Krisen 
reagierten, waren selbst elastisch und manipulierbar. 
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